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Bei dem Wort Vietnam werden wohl den meisten Deutschen zunächst die Bilder des amerikani-
schen Vietnamkrieges in den Sinn kommen. Den wenigsten sind jedoch die Entwicklungen des 
Landes nach dem Krieg und die aktuelle Situation bekannt. Wobei ein Einblick gewiss lohnens-
wert erscheint. Das kommunistische Land in Südostasien konnte in den letzten zwei Jahrzehn-
ten durch eine Liberalisierung seiner Ökonomie ein beeindruckendes Wachstum vorweisen. 
Wirtschaftlich floriert das Land aufgrund der ökonomischen Freiheiten, aber die politische Libe-
ralisierung bleibt auf der Strecke. Oppositionelle Kräfte und religiöse Gruppen, die nicht in das 
Einheitsweltbild der Kommunisten passen, werden bis heute unterdrückt. 
                                                
 
1. Einleitung 
Vietnam präsentiert sich heute selbstbewusst in der Weltöffentlichkeit. „Wir haben drei Mitglieder 
des Weltsicherheitsrates militärisch besiegt, erst Frankreich, dann die USA und später China“ wird 
dem ausländischen Besucher stolz mitgeteilt. Noch in den 1980er Jahren zählte Vietnam zu den 
vier ärmsten Ländern der Welt. Seither hat sich viel getan. Wirtschaftlich konnte Vietnam große 
Zuwächse verbuchen. Die Armut wurde um 2/3 verringert, was eine sehr beachtliche Leistung dar-
stellt. Zugleich aber prangern Menschenrechtsorganisationen teilweise gravierende Verstöße gegen 
die Menschenrechte an. Zu den Verfolgten zählen nicht nur reine Gegner des politischen Systems, 
auch Christen und Buddhisten gehören zu den Opfern. Für die Opposition spielen die neuen Medien  
 




eine herausragende Rolle. Vietnamesische Blogger fordern heutzutage mehr Freiheit und Demokra-
tie für sich und ihr Land und werden wie andere Oppositionelle hart dafür bestraft.  
 
Zum besseren Verständnis der aktuellen Geschehnisse werden die Bereiche Politik und Wirtschaft 
im Folgenden separat behandelt. Einer prägnanten Übersicht über die Geschichte des Landes folgt 
ein Einblick in den staatlichen Aufbau und eine Beschreibung des staatlichen Unterdrückungsappa-
rats. Der Zusammenfassung der Außenpolitik Vietnams schließt sich eine Skizzierung der wirt-





2.1. Historischer Abriss 
Kriegerische Konflikte bestimmten die Geschichte Vietnams im 20. Jahr-
hundert. Im Zweiten Weltkrieg besetzten japanische Truppen die fran-
zösische Kolonie, die seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts unter 
fremder Herrschaft gestanden hatte. Erst nach den Kriegen gegen Frank-
reich und die USA konnte Vietnam im Jahr 1976 die Wiedervereinigung des 
Landes erlangen. Nach dem endgültigen Sieg über Frankreich in Dien Bien 
Phu 1954 hatte das Genfer Indochina-Abkommen Vietnam in den kom-
munistischen Norden und den „demokratischen“ Süden zwangsgeteilt. Die 
USA versuchten offiziell im Zuge der sog. Domino-Theorie erfolglos die 
Ausbreitung des Kommunismus gen Süden zu stoppen. 1978 marschierten 
vietnamesische Truppen in Kambodscha ein, einem Verbündeten Chinas, 
worauf China mit einer „Strafaktion“, d.h. mit militärischen Sanktionen 
gegen Vietnam reagierte. Vietnam verlor dabei diverse Territorien seines 
Heimatlandes, was heute noch vehemente Proteste nach sich zieht. Im 
Jahr 1989 zog der östliche Nachbar schließlich sein Militär aus Kambod-
scha ab. Seit Mitte der 1990er Jahre hat sich Vietnam zunehmend außen-
politisch und wirtschaftlich geöffnet. Innenpolitisch herrscht jedoch immer 
noch die Kommunistische Partei mit eiserner Hand über die  Geschicke  des  
                                     Landes. 
                                      
2.2. Staatsaufbau 
Die Nationalversammlung (NV) stellt das oberste legislative Organ Vietnams dar. Es wird alle fünf 
Jahre neu gewählt und tritt zweimal im Jahr zusammen. Die NV wählt den Staatspräsidenten aus 
dem Kreis ihrer Mitglieder. Die letzten Wahlen vom 20. Mai 2007 ergaben, dass von den 493 Abge-
ordneten lediglich 8,5% nicht der Kommunistischen Partei angehörten. Dies entspricht einem nega-
tiven Trend. Im Jahr 1997 lag der Anteil noch bei 14,6%. Die Kommunistische Partei Vietnams (KPV) 
beansprucht für sich das Führungsmonopol im Land. Staatliche Reformen basieren daher auf der 
Vorstellung, dass es in erster Linie der Partei obliegt, entscheidende Veränderungen herbeizuführen. 
In diesem Sinne ist neben dem aktuellen Premierminister Nguyen Tan Dung auch der Generalsekre-
tär der KPV Nong Duc Manh zu den einflussreichsten Personen des Landes zu zählen. Nguyen Tan 
Dung übernahm 2006 das Amt des Ministerpräsidenten. Er gilt als Reformer in Vietnam. Dieser Ruf 
verschaffte ihm den Wahlsieg, aber da seit 2008 auch die vietnamesische Wirtschaft unter Wachs- 
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tumsproblemen leidet, ist seine Stellung gefährdet. Konservative Mächte im Land, die von einer 
Öffnung Vietnams abgeraten hatten, erhalten nun mehr Zustimmung in der Bevölkerung. Es bildet 
sich eine immer größer werdende Gegnerschaft gegen den Reformer. Deutlich wird dies u.a. in den 
zahlreichen Sitzungen des Zentralkomitees in letzter Zeit. Sie weisen auf den innerparteilichen 
Kampf innerhalb der obersten staatlichen Machtriege hin, der sich im Vorlauf zum nächsten Partei-
tag im Frühjahr 2011 noch verschärfen dürfte. 
 
Die Partei überschattet auf politischer Ebene alle Bereiche. Andere Parteien sind verboten. Somit 
stellt Vietnam einen Einparteienstaat dar. Festgeschrieben ist dies in Artikel 4 der Verfassung. Er 
beschreibt die Politik des dreifachen Neins, d.h.: 
 
Nein zum ideologischen Pluralismus; 
Nein zu einer offiziellen Opposition;  
Nein zu jeglichen Parteien außerhalb der KPV.  
 
Bis 1988 war Vietnam formell noch ein Mehrparteienstaat. Die Machthaber weigern sich allerdings 
seitdem diesen Status wiederherzustellen. Inoffiziell existieren jedoch verschiedene politische Strö-
mungen innerhalb der Partei. Offenere Widerstände in den Reihen der führenden Parteimitglieder 
kommen vor allem von älteren pensionierten Parteimitgliedern. Richtungsweisende Entscheidungen 
entstammen in erster Linie dem exklusiven Kreis der Mitglieder des Zentralkomitees.  
NV 
Volksrat der Provinz 
Volksrat des Distrikts 
 
 
Volksrat der Gemeinde 
                 
                 Abb. 1: Staatliche Machtstrukturen in Vietnam 
 
Alle Ebenen werden nach fünf Jahren in nicht freien Wahlen neu gewählt. Die Nationalversamm-
lung (NV) hat formell die höchste Autorität inne. Ihr folgt die Provinzebene. Vietnam ist in 57 Pro-
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vinzen und vier Städte (Ha Noi, Ho Chi Minh, Hai Phong und Da Nang) untergliedert. Darunter lie-
gen die Distrikt- und die Gemeindeebene. Auf jeder dieser Machtstufen erfolgt eine Wahl des je-
weiligen Volkskomitees, einer Art Regierung, d.h. den Volksräten kommt u.a. die Funktion eines 
Wahl- und Bestätigungsorgans der Volkskomitees zu. Die Volkskomitees sind somit die bestimmen-
den Institutionen im politischen System Vietnams. Oppositionelle und Gruppen, die nicht in das 
Weltbild der kommunistischen Ideologie passen, werden unterdrückt und verfolgt. 
 
2.3. Unterdrückung von Dissidenten 
Trotz jahrzehntelanger Herrschaft der Kommunisten gibt es zahlreiche aktive Religionen innerhalb 
Vietnams. Über die Hälfte der Staatsbürger sind Buddhisten. Daneben spielen Konfuzianismus, Da-
oismus und diverse Mischreligionen eine bedeutende Rolle in Vietnam. Offiziell gilt seit 1992 die 
Religionsfreiheit. Ein Dekret aus 2005 schränkt diese jedoch erheblich ein. Laut Amnesty Internati-
onal ist seitdem verboten, „Religionsfreiheit und Religion auszunutzen, um Frieden, Unabhängigkeit 
und nationale Einheit zu untergraben; die Menschen und ethnischen Gruppen zu spalten; die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung zu stören oder das Leben, die Gesundheit oder die Ehre anderer Men-
schen zu verletzen.“2 Damit ist Verfolgung aufgrund religiöser Zugehörigkeit rechtlich legitimierbar. 
Betroffene sind vor allem Buddhisten und die christliche Minderheit im Land. Die Hochburg der Ka-
tholiken befindet sich im Süden. Im gesamten Land bilden sie eine Minderheit von circa 5-6%, die 
sich ständiger Repressionen von staatlicher Seite erwehren muss. 
 
Um die buddhistischen Glaubensgemeinschaften besser kontrollieren zu können, schuf die vietna-
mesische Führung mit der „Buddhistischen Vereinigung Vietnams“ eine eigene religiöse Schirmor-
ganisation. Hintergrund dieser auf den ersten Blick für einen kommunistischen Staat außerge-
wöhnlichen Aktion ist die Intention, dass sich jene Gruppierung apolitisch verhalten solle, d.h. wenn 
es schon nicht gelingt den Buddhismus aus der Gesellschaft zu verbannen, so sei er doch als politi-
sche Kraft auszuschalten. Überdies bestimmen staatliche Stellen die Auswahl der neuen Novizen. 
Auswahlkriterien wie Grad des Patriotismus und Einsatz für den Sozialismus sind für den Eintritt in 
den Mönchs- bzw. Nonnenstand mit ausschlaggebend. Anhänger des traditionellen Buddhismus 
formten als Gegenreaktion die „Vereinigte Buddhistische Kirche Vietnams“ (VBKV oder auch UBCV). 
Amnesty International spricht im Zuge einer inoffiziellen Stellungnahme zur religiösen Verfolgung 
in Vietnam aus dem Jahre 2007 davon, dass heute nahezu alle Mönche aus der VBKV unter Hausar-
rest stünden. Eine freie Religionsausübung ist somit nicht möglich. Ähnlichen strikten Einschrän-
kungen sind auch politische Oppositionelle ausgesetzt. 
 
Die Verfassung Vietnams schreibt jedem Bürger fundamentale Grundrechte zu. Jedoch erfolgt die 
Umsetzung mit Einschränkungen. Ähnlich wie bei der Religionsfreiheit seien sie nur soweit zu ge-
währen, solange sie nicht „missbraucht“ würden. Somit sind die staatlichen Autoritäten in der Lage, 
gegen jeden politischen Gegner mit rechtlicher Handhabe vorzugehen. Seit Mitte der 1980er Jahre, 
d.h. seit der Einleitung moderner Reformen, erweiterte sich der Spielraum der Medien in Vietnam. 
Dennoch sind bis zum heutigen Tag keine privaten Medien erlaubt. Um den freien Datenzugang zu 
verhindern, ist das Internet mit einer Firewall ausgestattet, die aber ähnlich wie in China bis zu ei-
nem gewissen Grade unterlaufen werden kann. 
 
 
                                                 
2 Siehe den Bericht von 2009: http://www.amnesty.org/en/region/viet-nam/report-2009 (Download Februar 2010) 
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Kritiker der vietnamesischen Regierung benutzen heutzutage primär das Internet als Mittel des 
Protests. Unter ihnen sind vor allem die zahlreichen Blogger. Die bekannteste Gruppe unter ihnen 
bildet der „Block 8406“3, dessen Namensursprung im Gründungsdatum, dem 8. April 2006, liegt. 
Die Autoren fordern einen Mehrparteienstaat und politische Freiheiten in Vietnam. Im Januar und 
September 2006 wurde ein Teil der Urheber verhaftet und für bis zu zwölf Jahre verurteilt. Bis zum 
endgültigen WTO-Beitritt Vietnams herrschte jedoch eine Zeit der relativen Freiheit, d.h. die sechs 
verurteilten Blogger wurden bereits im Oktober 2006 entlassen.  
 
Nach der Aufnahme in die WTO, Anfang des Jahres 2008, änderte sich die Situation jedoch drama-
tisch. Human Rights Watch bezeichnete die bis heute andauernde Phase als die „schlimmste in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten“4. Pater Nguyen Van Ly, einer der Initiatoren des „Blocks 8406“ und 
zwei weitere Blogger verurteilte man in einem Schauprozess zu Haftstrafen zwischen fünf und acht 
Jahren. Als Urteilsbegründung konnte man auf die „Missbrauchsklausel“ verweisen oder in den 
Worten des Gerichts: „Verbreitung von Propaganda gegen die sozialistische Republik Vietnam“. 
Gleichzeitig geht man auch hart gegen Gewerkschaftsaktivisten vor. Human Rights Watch berich-
tete im Mai 2009 ausführlich über den Schauprozess gegen die Anwälte Le Thi Cong Nhan und Tran 
Quoc Hien. Daraus resultierten vergleichbar harte Strafen, wie bei den zuvor benannten Bloggern. 
Journalisten drohen bei nichtkonformen Verhalten entsprechende Strafen. Die Korrespondenten 
einer Jugendorganisation Nguyen Van Hai und Nguyen Viet Chen wurden am 12. Mai 2008 verur-
teilt, da sie einen weitreichenden Betrugs- und Bestechungsskandal im Transportministerium ent-
hüllt hatten. Auch die Polizeibeamten, die bei der Offenlegung des Tatbestandes behilflich waren, 
erhielten Haftstrafen. Als Begründungen führte das Gericht „Amtsmissbrauch“ und „Machtmiss-
brauch zur Verfolgung persönlicher Ziele“ auf. Im Dezember 2008 verschärften die vietnamesischen 
Gesetzgeber die Bestimmungen zur Internetnutzung. Künftig ist es illegal für Blogger unter einem 
Pseudonym zu publizieren und über Politik zu schreiben. Auch Anfang 2010 verhängten vietname-
sische Gerichte gegen vier prominente „Dissidenten“ lange Haftstrafen. Der ihnen vorgeworfene 
Umsturzversuch wurde mit fünf (Le Cong Dinh) bzw. 16 Jahren (Tran Huynh Duc Thuc, ein Internet-
unternehmer) Haftstrafe geahndet; beide entgingen nur knapp der Todesstrafe. Die Sperrung von 
Internetseiten (z.B. Facebook) ab der zweiten Jahreshälfte 2009 stellt eine weitere Maßnahme der 
Regierung dar, das Internet zu kontrollieren. 
 
Die politischen Forderungen beinhalten nicht nur Rufe nach mehr politischer Freiheit, sondern sind 
mitunter auch stark nationalistisch und antichinesisch gefärbt. Letztere Einstellungen gehen auf 
die Geschichte Vietnams zurück, die geprägt ist von den hegemonialen Bestrebungen Chinas. Im 
Grenzkrieg 1979 verlor Vietnam zudem einige Territorien im Südchinesischen Meer an den großen 
Nachbarn im Norden. Antichinesische Attitüden nehmen für die vietnamesische Führung eine hohe 
Bedeutung an, da das Land wirtschaftlich stark von der Volksrepublik abhängig ist. Berichten zufol-
ge wurden zwei Blogger vor kurzem verhaftet, die T-Shirts mit äußerst nationalistischen Botschaf-
ten vertreiben wollten. Ein Artikel des „Economist“ vom September 2009 verweist aber auch auf die 
Sinnlosigkeit solcher Unterfangen. Gewöhnlich nimmt nämlich die ehemalige Leserschaft des Blogs 
die Arbeit des ehemaligen Autors auf, d.h. aus derartigen Aktionen resultiert vielmehr eine Multipli-
kation der kritischen Stimmen als ein Ende der Proteste.  
                                                 
3 Siehe http://johnib.wordpress.com/category/block-8406/ (Download Februar 2010). 
4 Siehe http://www.hrw.org/en/node/87404 (Download Februar 2010). 
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Anfang Februar 2010 berichtete Human Rights Watch (HRW) von einem weiteren Fall staatlicher 
Verfolgung von Dissidenten5. Die berühmte Autorin und Demokratieaktivistin Tran Khai Thanh Thuy 
wurde vor ihrem Haus von Unbekannten tätlich angegriffen und muss sich nun deswegen vor Ge-
richt verantworten. Ende Januar war eine weitere Demokratieaktivistin zu einer Haftstrafe verur-
teilt worden. Mindestens 17 Dissidenten wurden laut HRW seit Oktober 2009 verhaftet.  
 
Außenpolitisch hat sich Vietnam indes seit Mitte der 1980er Jahre zunehmend geöffnet. 
 
2.4. Außenpolitik 
Die außenpolitischen Erfolge Vietnams sind eng verbunden mit dem beachtlichen Wirtschafts-
wachstum des Landes. Deshalb wird in diesem Kapitel nur skizzenhaft auf die wesentlichen Fort-
schritte in Vietnams Außenpolitik eingegangen. 
 
Seit dem Zusammenbruch des Sowjetimperiums florieren die Beziehungen Vietnams zu seinen 
ehemaligen Feinden. 1995 nahm Vietnam erneut diplomatische Beziehungen zu den USA auf. Im 
selben Jahr wurde es Mitglied des Verbandes Südostasiatischer Staaten ASEAN („Association of 
Southeast Asian Nations“), einer Organisation, die sich für eine bessere wirtschaftliche, politische 
und soziale Kooperation in der Region einsetzt. Im Jahr 2010 wird Vietnam den Vorsitz von ASEAN 
übernehmen. Seit 1991 entspannen sich die politischen Beziehungen zu China. Nach der Ratifizie-
rung zweier Grenzverträge in den Jahren 1999 und 2000 konnten sich die beiden Staaten allerdings 
noch nicht über den Status der Spratly- und Paracelsus-Inseln im Südchinesischen Meer einigen. 
Die Inseln wurden im Zuge des Grenzkrieges 1979 von China annektiert. 1995 unterzeichneten die 
Europäischen Union und Vietnam ein Kooperationsabkommen. Vietnam kann erhebliche wirtschaft-




1986 markiert das Jahr der wirtschaftspolitischen Wende in Vietnam. Mit dem Reformprogramm 
„Doi Moi“, was soviel heißt wie „Erneuerung“, begann die schrittweise Umstrukturierung der Wirt-
schaft Vietnams weg von der Planwirtschaft hin zum marktwirtschaftlichen Modell. Seither ist der 
Privatbesitz von Produktionsmitteln legal, was für einen regelrechten wirtschaftlichen Boom im 
Land sorgte. Von den ehemals circa 6000 Staatsunternehmen befinden sich aber noch immer etwa 
zwei Drittel in der Hand des Staates. Die verbleibenden planwirtschaftlichen Strukturen wirken sich 
noch heute negativ auf die Ökonomie des Landes aus. So scheinen die staatlichen Gewerkschaften 
den heutigen Anforderungen nicht gewachsen. Private Arbeitnehmervertretungen werden folglich 
zunehmend eingefordert, bleiben aber staatlicher Unterdrückung ausgesetzt.  
 
Das System Vietnams ist mit dem Chinas vergleichbar. In beiden Staaten sind kommunistische Ka-
derparteien an der Macht, die aber der Wirtschaft einen relativ freien Lauf lassen. Hohe Investitio-
nen aus dem Ausland, preiswerte Arbeitskräfte und die Priorisierung des Außenhandels dominieren  
 
 
                                                 




die Ökonomien beider Länder. 2007 bezeichnete die Frankfurter Allgemeine Zeitung6 Vietnam als 
die - nach China - „dynamischste Volkswirtschaft“ in Asien. Vietnam weist auch gegenüber China 
komparative Vorteile auf: seine Einwohner sind jünger und die Löhne niedriger. Im Freedom Baro-
meter 20097 der Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit erhielt Vietnam einen Wert von 42.73 
und lag somit knapp vor China (42.18) auf Platz 9. Dem Economic Freedom of the World 2009 In-
dex8 zufolge rangiert Vietnam jedoch lediglich auf Platz 101 von 141 Staaten und liegt damit 19 
Plätze hinter China. Auch im Doing Business Report 20109 der Weltbank ist Vietnam nur auf Rang 
93 von 183 zu finden. Weitere Reformenanstrengungen müssen also angemahnt werden. 
 
Waren aus Vietnam erfreuen sich zunehmender Nachfrage auf dem internationalen Handelsmarkt. 
Die derzeit hohen Lebensmittelpreise auf den Weltmärkten erweisen sich für ein Land, das zu den 
größten Reisexporteuren gehört und zudem den weltweit zweitgrößten Exporteur von Kaffee dar-
stellt, als äußerst profitabel. Weitere landwirtschaftliche Produkte, die im großen Stil exportiert 
werden, sind Tee, Kautschuk, schwarzer Pfeffer und Cashewnüsse. Aufgrund der Vogelgrippe musste 
die vietnamesische Geflügelzucht 2004 tiefe Einbußen hinnehmen. Im Inland verfügt Vietnam über 
einen ausgeprägten Rohstoffreichtum, z.B. Steinkohle, Eisen, Zinn, Wolfram, Chrom, Mangan und 
Apatit. Im territorial strittigen Südchinesischen Meer existieren Erdöl- und Erdgasvorkommen. 
Wichtig für Vietnam sind vor allem die Lebensmittel-, Textil- und Bekleidungs-, Leder-, Kunststoff- 
und neuerdings in zunehmendem Maße die Elektroindustrie. Der Ausbau des Tourismus soll weiter 
vorangetrieben werden. Die Schwerindustrie, die weit in den roten Zahlen produziert, wird wohl 
auch in naher Zukunft staatliches Eigentum bleiben. Seit der Öffnung des Landes verfügt Vietnam, 
aufgrund seiner attraktiven Investitions- und Wettbewerbsbedingungen, über eine Vielzahl von 
Handelspartnern. 
 
Die Ökonomie Vietnams ist gut in die Weltwirtschaft integriert, was naturgemäß eine gewisse Ex-
portabhängigkeit mit sich bringt. 75% des BIP sind allein auf die Ausfuhren zurückzuführen. Nach 
Angaben des Auswärtigen Amtes10 war 2008 die USA der größten Abnehmer vietnamesischer Pro-
dukte (11,6 Mrd. USD), gefolgt von der ASEAN-Gemeinschaft (10,2 Mrd. USD), der EU (etwa 10 
Mrd. USD) und Japan (8,8 Mrd. USD). Bei den Importen dominierten asiatische Handelspartner, al-
len voran China mit 15,8 Mrd. USD, gefolgt von Singapur (10 Mrd. USD), Taiwan (gut 8 Mrd. USD) 
und Japan (knapp 8 Mrd. USD). Die EU exportierte 2008 Waren im Gesamtwert von circa 5,4 Mrd. 
USD nach Vietnam. Innerhalb der EU stellte Deutschland den wichtigsten Handelspartner Vietnams 
dar. Deutsche Produkte genießen in Vietnam im Hinblick auf deren Qualität einen sehr guten Ruf 
und daher profitieren beispielsweise deutsche Hersteller von Maschinen und Ausrüstungsgegens-
tänden in besonderem Maße von der großen vietnamesischen Nachfrage nach diesen Produkten. 
                                                 
6 Siehe http://www.faz.net/s/Rub050436A85B3A4C64819D7E1B05B60928/Doc~E96A888A0A01C42FC84C180 
D0C1D0927C~ATpl~Ecommon~Scontent.html (Download Februar 2010). 
7 Siehe http://www.fnfasia.org/index.php?option=com_content&view=article&id=1254:the-freedom-barometer-asia-
2009&catid=87:the-freedom-barometer-asia-2009 (Download Februar 2010). 
8 Siehe http://www.freetheworld.com/release.html (Download Februar 2010). 
9 Siehe http://www.doingbusiness.org/ (Download Februar 2010). 
10 Siehe http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Vietnam/Wirtschaft.html (Download Februar 
2010). 
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Dies ist eine große Chance für die deutsche Exportwirtschaft, die zukünftig noch besser genutzt 
werden sollte.11 
 
Die Reform hat jedoch auch Verlierer hervorgebracht. Gesellschaftlich nutzt vor allem dem gut aus-
gebildeten Städter die Marktabhängigkeit der Ökonomie. Die Leidtragenden der wirtschaftlichen 
Reformen sind die unteren Gesellschaftsschichten, die mit der ausufernden Inflation und dem 
Preisanstieg bei Nahrungsmitteln zu kämpfen haben. Dennoch kann von einer allgemeinen Ent-
wicklung zu mehr Wohlstand gesprochen werden. Der Anteil der als arm definierten Vietnamesen 
an der Gesamtbevölkerung lag 1990 bei 60%. Durch die Marktöffnung war sie bis 2006 auf 20% 
abgesunken. Das pro Kopf Einkommen hat sich seit 1980 in etwa verdoppelt und wird 2010 voraus-
sichtlich mehr als 1,100 USD/Kopf betragen. Somit wird deutlich, dass ein Großteil der Vietnamesen 
vom freien Markt profitiert, weit mehr als es unter dem planwirtschaftlichen Modell möglich gewe-
sen wäre. Jedoch verzeichnete auch Vietnam 2009 vor allem bei den Exporten Einbußen in Folge 
der Finanzkrise.  
 
Infolge der Liberalisierung legte die vietnamesische Volkswirtschaft beachtliche Wachstumszahlen 
hin:  2007 8,5%, 2008 6,25% und 2009 5%. Anfang des Jahres 2009 drohte allerdings eine Über-
hitzung der Wirtschaft. Der Staat griff maßvoll u.a. durch restriktive Geldpolitik, Ausgabenbe-
schränkung und flexiblere Wechselkurspolitik ein und konnte dadurch die Situation wieder stabili-
sieren. Vietnams junge Bevölkerung dürfte für Investoren, auch wegen der niedrigen Löhne, eine 
interessante Option für die Zukunft bieten. Die Lage ist jedoch dramatisch im Hinblick auf den 





Der kommunistische Staat Vietnam ist ein sich öffnendes Land. Dies betrifft allerdings nur die Wirt-
schaft des Landes. Überschattet werden jene neugewonnenen wirtschaftlichen Freiheiten von ei-
nem staatlichen Repressionsapparat auf politischer Ebene. Politischer Widerstand gegen den kom-
munistischen Einparteienstaat mit seinem exklusiven Machtzirkel an der Spitze wird nicht gedul-
det. Neben Journalisten und Gewerkschaftlern opponieren auch immer mehr Nutzer der neuen Me-
dien gegen das Machtmonopol der Partei. In Internetblogs erklingen nicht nur Forderungen nach 
mehr Freiheit und Demokratie im Land, auch erscheinen oftmals nationalistische und speziell anti-
chinesische Stimmen. Den Oppositionellen drohen seit dem Beitritt Vietnams in die WTO Ende 2007 
zunehmend drakonische Strafen. Religiöse Gruppen bleiben staatlicher Verfolgung ausgesetzt.  
 
Seit den „Doi-Moi“-Reformen, Mitte der 1980er Jahre, profitiert eine Mehrheit der vietnamesischen 
Bevölkerung von den marktwirtschaftlichen Reformen, vergleichbar mit den Entwicklungen in der 
chinesischen Volkswirtschaft. Dadurch konnte sich Vietnam von einem weltweiten Schlusslicht zu 
einer der führenden Wirtschaftmächte in Asien entwickeln. Trotz der Finanzkrise und einer Überhit-
zung des Handels erweist sich das Land als stabile ökonomische Kraft in Südostasien. Die Lebens-
mittel-, Textil- und Elektroindustrie sollten auch in Zukunft für Wachstum sorgen. 
 
 
                                                 




Deutschland kommt hierbei eine besondere Rolle zu. Nicht nur ist die Bundesrepublik Vietnams be-
deutendster Handelspartner in der EU, deutsche Hersteller genießen auch in der Regel ein hohes 
Ansehen im Land. Davon profitiert nicht nur, wie bereits ausgeführt, der deutsche Maschinen- und 
Anlagenbau. Für die gesamte deutsche Exportindustrie kann sich der Boom in Vietnam auszahlen. 
Das vietnamesische Durchschnittseinkommen ist in den vergangenen 20 Jahren immens gestiegen. 
Der private Konsum steigt an, wodurch u.a. heimische Hightech- und die Automobilindustrie in der 
Vergangenheit hohe Zuwächse erzielen konnten. Überdies wirkt der Ausbau der Infrastruktur anzie-
hend auf deutsche Betriebe. Viele Architektenbüros nutzen bereits die Möglichkeiten und eröffne-
ten Firmensitze in Vietnam. Seit Vietnams Beitritt zur WTO Ende 2007 herrscht gesteigerte Rechts-
sicherheit für deutsche Unternehmen. Vietnam hatte im Vergleich zu den anderen Beitrittskandida-
ten strengere Auflagen zu erfüllen, um in die Welthandelsorganisation aufgenommen zu werden. 
Gemäß den jährlich erscheinenden Economic Freedom of the World Berichten konnte Vietnam von 
2005-2007 stetig an Rechtssicherheit zunehmen. In diesem Zusammenhang ist die fortschreitende 
Liberalisierung des Dienstleistungssektors zu sehen.  
 
Zahlreiche deutsche Firmen agieren auf dem vietnamesischen Markt. Die Siemens-AG wird bei-
spielsweise maßgeblich am Bau der U-Bahn in Ho-Chi-Minh-Stadt beteiligt sein. Außerdem bewar-
ben sich Hochtief und Siemens für die Errichtung des internationalen Flughafens in Ho-Chi-Minh-
Stadt. Die Metro Gruppe plant einen weiteren Ausbau ihres Filialnetzes von Supermärkten. Auch 
Media Markt hat bereits Fuß in Vietnam gefasst. Die vietnamesisch-deutschen Beziehungen profi-
tieren auch heute noch von dem engen Verhältnis, das zwischen der DDR und Vietnam bestand. 
Deutsche Sprachkenntnisse und Wissen über die deutsche Kultur stammen mitunter noch aus die-
ser Zeit. Somit bildet Vietnam eine speziell für Deutschland aussichtsreiche Investitionsmöglichkeit. 
Es ist unstrittig, dass Vietnam weiterhin politische Freiheitsrechte unterdrückt. Der Grad an wirt-
schaftlicher Freiheit hat aber zugenommen und zu einer erheblichen Steigerung des Wohlstands 
und einer Reduzierung der Armut geführt. Eine politische Öffnung findet indes bis dato nicht statt. 
Freie Meinungsäußerung zieht oft drakonische Strafen nach sich. Reformer sollten auf die Erfolge 
bei der wirtschaftlichen Liberalisierung verweisen, um entsprechende Maßnahmen im politischen 
Bereich zu bewirken. Eine innovationsfähige Gesellschaft erfordert letztlich uneingeschränkte Ge-
dankenfreiheit. Der Arbeitsfleiß und die Strebsamkeit des vietnamesischen Volkes zeigen, dass das 
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